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I n Ii

Allgemeine Verwaltungssachen.

RdErl. 18. 1. 43, Fortzahlung der Dienstbezüge während
des Reichsarbeitsdienstes. S. 63. — RdFrl. 14. I. 43, Fami¬
lienangehörige von öffentlichen Dienstkräften in Gebieten
außerhalb der Reichsgrenzen und im Protektorat Böhmen
und Mähren. S. 64. — RdErl. d. RMdl. 30. 12. 42, Steuer¬
liche Behandlung von Vennißtengebührnissen, Umstel¬
lungsbeihilfen und Übergangsbeihilfen. S. 64. — RdErl.
18. I 43, Einbanddecken für das Ministerialblatt für die
Badische innere Verwaltung. S. 77. RdErl. IQ. I. 43.
Amtsregisiraturordnung. S. 78.

Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung.

RdErl. 18. 1. 43, Erhebung von gemeindlichen Gebühren
und Beiträgen. S. 63. — RdErl. d. RMdl. zgl. i. N. d
RFM. 28. 12. 42, Vereinfachung der Verwaltung; hier:
Gemeindegetränkesteuer in Gemeinschaftslagern. S. 63.
— RdErl. d. RMdl. zgl. i. N. d. RFM. 29. 12. 42, Verein¬
fachung der Verwaltung; hier: Bürgersteuer. S. 64. —
RdErl. d. RMdl. 18. 12. 42, Ehestandsdarlehen; hier: Bei¬
ziehung eines Strafregisterauszugs. S. 66.

Polizei Verwaltung.

RdErl. 19. 1. 43, Verhängung von Jugendarrest durch
polizeiliche Strafverfügungen. S. 65. - RdErl. 12. 1. 43,
Beschilderung von Ortsstraßen. S. 65. — RdErl. 7. 12. 42,
Volkskartei und zweites Kennkartendoppel. S. 67. —
RdErl. 13. 1. 43, Restpauschvergütung für die zur Feld¬
gendarmerie einberufenen Gendarmen. S. 68. -— RdErl.
15. 1. 43, Zusammenziehung des TN.-Bereitschafts-
dienstes in LS.-Orten 11. u. III. Ordnung bei Fliegeralarm.

a 11.

S. 69. RdErl. 12. 1. 43, Statistische Nachweisung im
Luftschutz. S 70. RdErl. 19. 1. 43, Brennzünder 30.
S. 79.

Wehrangelegenheiten. Kriegsschäden. Familienunterhalt.
RdErl. d. RMdl. 17. 12. 42, Lohnausfall bei Fliegeralarm
und Fliegerschäden; Abgrenzung des Werkluftschutzes
und erweiterten Selbstschutzes und Erstattung erhöhter
Fahrtkosten. S. 69.

Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen.
RdErl. 13. 1. 43, Erhebung von Gebühren für baupolizei¬
liche Genehmigungen zum Wiederaufbau von infolge des
Krieges beschädigten Gebäuden. S. 71. — RdErl. 14. 1.
43, Anwendung von Feuerschutzmitteln zur Schwerbrenn-
barmachung von Holz. S. 73.— RdErl. 14. 1. 43. Zernent¬
normen — Din 1164 —. S. 74.

Volksgesundheit.
RdErl. 18. I. 43, Durchführung der Röntgenreihenunter¬
suchungen. S. 75.

Veterinärangelegenheiten.
RdFrl. 19. 1. 43, Bekämpfung der Bienenseuchen. S. 75.
—- RdErl. 19. 1. 43, Maul- und Klauenseuche in Baden.
S. 79.

Wohlfahrtspflege und Jugendwohlfahrt.
RdErl. 18. 1. 43, Reichszuschüsse für Kleinrentner. S. 77.
—> RdErl. d. RMdl. u. d. RFM. 17. 12. 42, Vereinfachung
der Verwaltung; hier: Befreiung von der Grundsteuer
(§ 4 Ziff. 7 GrStG., §§ 12, 14 und 15 GrStDVO.). S. 77.

Persönliche Angelegenheiten.
Ernannt: Die Regierungsassessoren Rudolf Ki rschmer

beim Landratsamt Bruchsal, Dr. Klaus Froebel beim
Landratsamt Karlsruhe und Heinz Ger ecke beim
Landratsamt Heidelberg (alle z. Zt. im Wehrdienst) zu
Regierungsräten; Assessor Karl Schieß (z. Zt. im
Wehrdienst) zum Regierungsassessor; Verwaltungs¬
inspektor Willi F aller bei der Bad. Gebäudeversiche¬
rungsanstalt Karlsruhe zum Verwaltungsoberinspektor;
Regierungsinspektor-Anwärter Werner Stürmlinger
beim Landratsamt Bühl (z. Zt. im Wehrdienst) zum
außerplanmäßigen Regierungsinspektor; die Verwal¬
tungssekretäre Gustav Haas. August S t o 11 z (z. Zt.
im Wehrdienst) und Wilhelm Herrmann, alle bei
der Landesversicherungsanstalt Baden in Karlsruhe, zu
Verwaltungsobersekretären.

Abgeordnet: Oberst der Gendarmerie Schubert beim Be¬
fehlshaber der Ordnungspolizei Wiesbaden zum Bad.
Ministerium des Innern, beauftragt mit der Wahrneh¬
mung der Geschäfte des Sachbearbeiters für Gendarmerie-
Angelegenheiten und als Kommandeur der Gendarmerie

beim Landeskommissär in Karlsruhe; Oberstleutnant der
Gendarmerie Dr. Held beim Bad. Ministerium des
Innern als Kommandeur der Gendarmerie zum Reg.-Prä-
sidenten in Posen.

Versetzt: Medizinalrat Dr. Ernst Ruch, Amtsarzt und Lei¬
ter des Gesundheitsamts Rastatt in gleicher Eigenschaft
an das Gesundheitsamt Überlingen; Regierungsrat Dr.
Ernst Schlosser beim Bad. Statistischen Landesamt
in Karlsruhe zum Statistischen Amt für das Elsaß in
Straßburg; Regierungsobersekretär Karl Kolb beim
Ministerium des Innern zum Chef der Zivilverwaltung im
Elsaß — Verwaltungs- und Polizeiabteilung — in Straß¬
burg.

Zurruhegesetzt auf Antrag: Regierungsinspektor Johann
Z i c k beim Landratsamt Lahr.

Entlassen auf Antrag: Gesundheitspflegerin Hildegard
Schwende mann beim Gesundheitsamt Rastatt.

Gestorben: Medizinalrat Dr. Max K o h 1 e r , Amtsarzt und
Leiter des Gesundheitsamts Überlingen.
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Abschnitt 1. —

Allgemeine Verwaltungssachen.
Fortzahlung der Dienstbezüge während des Reichs¬

arbeitsdienstes.

RdErl. d. RFM. v. 5. 12. 1942 — A 5401 — 2223 IV.

(Vorgang: RBB. 1940 S. 203 Nr. 3475)

Ich bin damit einverstanden, daß die Heimatbehör¬

den die Friedensdienstbezüge an Beamte auch dann

weiterzahlen, wenn und solange diese über ihre allge¬

meine Arbeitsdienstpflichtzeit hinaus als Hilfsausbilder

im Reichsarbeitsdienst Dienst leisten (VO. vom 30. Mai

1941 — RGBl. I S. 299 —). Es wird dabei in der Regel

die Zahlung von Unterhaltszuschüssen in Betracht

kommen. In diesen Fällen gelten die Bestimmungen des

Runderlasses vom 12. Juli 1941 — A 5401 -1385 IV —

(RBB. S. 180')). Wenn es sich um andere Dienstbezüge

als die ermäßigten Unterhaltszuschüsse (Abschnitt I

Nr. 2 des Runderlasses vom 12. Juli 1941) handelt und

der Beamte im Reichsarbeitsdienst mindestens den

Dienstgrad Hauptvormann erreicht hat, ist unter sinn¬

gemäßer Anwendung der Vorschriften des § 3 EWGG.

ein Ausgleichsbetrag abzuziehen.

Für nichtbeamtete Gefolgschaftsmitglieder des

öffentlichen Dienstes verbleibt es auch während der

Dienstzeit als Hilfsausbilder im Reichsarbeitsdienst bei

der Bestimmung des Absatz 3 des Runderlasses vom

23. Juli 1940 — RBB. S. 203 2). — RBB. S. 237.

RdErl. d. Mdl. v. 18. 1. 1943 Nr. 1239 Norm. XXVII",

— BaVBl. S. 63.

1) Vgl. BaVBl. S. 705.
2) Vgl. BaVBl. S. 1021.

Familienangehörige von öffentlichen Dienstkräften in

Gebieten außerhalb der Reichsgrenzen und im Protek¬

torat Böhmen und Mähren.

RdErl. d. Mdl. v. 14. 1. 1943 Nr. 862.

Über den Aufenthalt von Familienangehörigen öffent¬

licher Dienstkräfte in Gebieten außerhalb der Reichs¬

grenzen und im Protektorat Böhmen und Mähren sind

allgemeine Grundsätze aufgestellt worden, die ich auf

Antrag bekanntzugeben in der Lage bin. Ich ersuche um

Feststellung, wer aus meinem Geschäftsbereich für diese

Bekanntgabe in Frage kommt und um Veranlassung,

daß die Betreffenden gegebenenfalls Antrag auf nähere
Auskunft bei mir stellen.

— BaVBl. S. 64.

Steuerliche Behandlung von Vermißtengebührnissen,

Umstellungsbeihilfen und Übergangsbeihilfen.

RdErl. d. RMdl. v. 30. 12. 1942 — 11 b 3908/42-6310 St.

Auf den im Reichssteuerblatt 1942 Nr. 85') S. 937

veröffentlichten RdErl. des RFM. v. 22. 8. 1942 — S 2248

A-39 III — mache ich aufmerksam.

An die nachgeordneten Behörden sowie die Gemeinden,
Gemeindeverbände, sonst. Körperschaften des öffentl. Rechts.

— MBliV. 1943 S. 9.

— BaVBl. S. 64.

*) Zu beziehen vom Reichsverlagsamt, Berlin NW 40.
Scharnhorststr. 4.

Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung.
Erhebung von gemeindlichen Gebühren und Beiträgen.

RdErl. d. Mdl. v. 18. I. 1943 Nr. 1389 Norm. VI 3 .

Der Herr Reichsminister des Innern weist in einem

Runderlaß vom 20. 11. 1942 darauf hin, daß die in

seinem Runderlaß vom 7. 3. 1939 (mitgeteilt durch Erlaß

vom 31. 3. 1939 — BaVBl. S. 352 — vgl. auch den RdErl.

vom 13. 1. 1940 — BaVBl. S. 54 —) gegebene Anregung

für die Dauer des Krieges weiterhin zu beachten ist.

An die Gemeinden.
BaVBl. S. 63.

Vereinfachung der Verwaltung; hier:

Gemeindegetränkesteuer in Gemeinschaftslagern.

RdErl. d. RMdl. zgl. i. N. d. RFM. v. 28. 12. 1942

— V St 486 I/II/42 (D)-5660 u. LG. 4243 A-15 I A.

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung haben

wir durch unseren RdErl. v. 6. 8. 1942 — V St 69 IV/42

(D)-5660 u. LG 4243 A-9 I A (nicht veröffentl.) die Ge¬

meinden ersucht, die Gemeindegetränkesteuer, die auf

die im Rahmen der Lagerverpflegung erfolgende entgelt¬

liche Getränkeausgabe entfällt, zu pauschalieren. In der

seither verflossenen Zeit hat sich jedoch gezeigt, daß das

Aufkommen an Gemeindegetränkesteuern in Gemein¬

schaftslagern trotz der genannten Vereinfachungsmaß¬

nahme in keinem Verhältnis zu dem Verwaltungsauf¬

wand steht. Wir ersuchen daher die Gemeinden, von der

Erhebung der Gemeindegetränkesteuer in Gemein¬

schafts-, Umsiedler- usw. Lagern aus Billigkeitsgründen

abzusehen, soweit es sich um die entgeltliche Abgabe

von Getränken im Rahmen der Lagerver¬

pflegung handelt. Unberührt bleibt die Erhebung der

Gemeindegetränkesteuer, sofern der Lagerführer oder

sonstige Beauftragte steuerpflichtige Getränke gegen

ein besonderes Entgelt ausgeben oder sofern

in den Lagern Kantinen unterhalten werden, die a u ß er-

halb der Gemeinschaftsverpflegung getränkesteuer¬

pflichtige Getränke abgeben.
An die Gemeindeaufsichtsbehörden und Gemeinden.

— MBliV. 1943 S. 9

— BaVBl. S. 63

Vereinfachung der Verwaltung; hier: Bürgersteuer.

RdErl. d. RMdl. zgl. i. N. d. RFM. v. 29. 12. 1942

— V St 813/42 (Q-5630 u. LG 4240-63 I A.

Nach Ziff. 4 unseres RdErl. v. 28. 10. 1942 (MBliV

S. 2113)-) ist bei der Ermittlung des Bürgersteueraus-

gleichsbetrages vom Rechnungsjahr 1943 ab von dem

Bürgersteueraufkommen 1941 auszugehen. Für das



65
BaVBl. 1943 Nr. 3

66

Übergangsjahr 1942 erhalten die Gemeinden nach Ziff. 5

aaO. einen auf derselben Grundlage ermittelten Aus¬

gleichsbetrag, bei dem u. a. die von den Gemeinden im

Kalenderjahr 1942 vereinnahmten und gezahlten Anteile

im Falle des mehrfachen Wohnsitzes von Steuerpflich¬

tigen (§ 4 BStG.) 1) anzurechnen sind. Es ist hiernach für

die Gemeinden im finanziellem Ergebnis gleichgültig, ob

die Anteile im Falle des mehrfachen Wohnsitzes für das

Kalenderjahr 1942 an die berechtigten Gemeinden abge¬

führt werden oder nicht. Unter diesen Umständen er¬

suchen wir die Gemeinden, zur Vermeidung unnötiger

Verwaltungsarbeit alle die Verteilung der Bürgersteuer

nach § 4 BStG. betreffenden Arbeiten einzustellen.

An die Gemeindeaufsichtsbehörden und Gemeinden.

— MBliV. 1943 S. 10.

— BaVBl. S. 64.
J ) Vgl. RGBl. 1937 I S. 1261 in der neuesten Fass.
-) Vgl. BaVBl. 1942 S. 1026.

Ehestandsdarlehen; hier:

Beiziehung eines Strafregisterauszugs.

RdErl. d. RMdl. v. 18. 12. 1942 — V a 893/42-1470.

Nach Mitteilung des RFM. kann bei der Behandlung

von Anträgen auf Gewährung eines Ehestandsdarlehns

von der Beiziehung eines Strafregisterauszugs dann ab¬

gesehen werden, wenn keine Zweifel bestehen, daß die

Antragsteller die bürgerlichen Ehrenrechte besitzen und

keine gerichtlichen Strafen verbüßt haben.
An die Gemeindeaufsichtsbehörden und Gemeinden.

— MBliV. S. 2361.
— BaVBl. S. 66.

Vereinfachung der Verwaltung; hier: Befreiung von
der Grundsteuer (§ 4 Ziff. 7 GrSt.G., §§ 12, 14 und

15 GrStDVO.).

RdErl. d. RMdl. u. d. RFM. v. 17. 12. 1942
— IV J 1 72/42 — 8447 u. L 1106 — 76 III.

(s. S. 77). BaVBl. S. 66.

Polizeiverwaltung.
Aufgaben der Polizei.

Verhängung von Jugendarrest durch polizeiliche
Strafverfügungen.

RdErl. d. Mdl. v. 19. 1. 1943 Nr. 95 016 Norm. XXII'

Zum Erlaß vom 11. 1. 1941 (BaVBl. S. 57).

Zur Verhängung-von Jugendarrest durch polizeiliche

Strafverfügung sind in den Städten Karlsruhe, Mann¬

heim, Freiburg, Heidelberg, Baden-Baden und Pforzheim
im Bereich der polizeilichen Aufgaben, die der Gemeinde-
Polizeiverwaltung zugewiesen sind (insbesondere der

Feld- und Schulpolizei), die Oberbürgermeister als

„Kreispolizeibehörden" zuständig.

An alle Polizeibehörden.
BaVBl. S. 65.

Beschilderung von Ortsstraßen.

RdErl. d. Mdl. v. 12. 1. 1943 Nr. 2232 Norm. XXXI».

In nicht wenigen Fällen ist die Neubeschilderung von

Ortsstraßen auch in Baden notwendig geworden.

Es erscheint zweckmäßig, diese Beschilderung nach ein¬
heitlichen Richtlinien vorzunehmen.

Nach Mitteilung des Reichsministers des Innern ist

eine abschließende Regelung der Beschilderung von
Ortsstraßen noch nicht getroffen worden. Indessen ist

vor Kriegsausbruch der Entwurf eines Runderlasses in

diesei Frage ausgearbeitet, dann aber zurückgestellt

worden. Dieser Entwurf kann als Grundlage dienen; ich

übersende daher Abschrift mit dem Ersuchen, die darin

enthaltenen Richtlinien bei Neubeschilderung von Orts¬
straßen zu beachten.

Was die Städte mit mittelalterlichem Gepräge anbe¬

trifft, so ist vorerst nach dem gleichfalls in Abschrift

beigefügten Runderlaß des Reichsministers des Innern

vom 18. 5. 1942 V a 5056 111/42 1003 zu verfahren. Im

allgemeinen hat nach einer Weisung des Führers die Be¬

schriftung der Straßenschilder mit Normalschrift zu er¬

folgen.

An die Landräte, Polizeipräsidenten und Polizeidirek¬
toren.

BaVBl. S. 65.
Anlage I.

Entwurf!

Auf Grund des § 2 der VO. über die Benennung von
Straßen, Plätzen und Brücken vom 1. 4. 1939 (RGBl. I S. 703)
wird für die Gestaltung von Straßenschildern, die erstmalig
angebracht oder erneuert werden sollen, folgendes vorge¬
schrieben:

a) Ortder Anbringung.
(1) Straßenschilder sind am Anfang und Ende der Straße,

an Straßenkreuzungen und -einmündungen grundsätzlich auf
der rechten Straßenseite, bei neuen Straßen — und wo es
das Verkehrsbedürlnis erfordert auf beiden Straßenseiten an¬
zubringen. Hat eine Straße keine Fortsetzung (sogen. „Sack¬
gasse"), so sind an ihrem Ende keine Straßenschilder anzu¬
bringen. Bei der Anbringung der Straßenschilder ist mög¬
lichst darauf Rücksicht zu nehmen, daß sie auch bei Dunkel¬
heit zu lesen sind. Wenn keine ausreichende fremde Beleuch¬
tung vorhanden ist, müssen die Straßenschilder, soweit hier¬
für ein Verkehrsbedürfnis besteht, eine eigene Beleuchtung
aufweisen.

b) Art der Anbringung.
Die Straßenschilder sind grundsätzlich an den Gebäude¬

fronten flach, gut sichtbar und in einer solchen Höhe anzu¬
bringen, daß sie möglichst auch von geschlossenen Fahr¬
zeugen aus gut lesbar sind. Wenn keine Gebäude vorhanden
sind, sind die Straßenschilder an besonderen Pfosten, an
Einfriedigungen, Masten und dgl. anzubringen.

c) AnbringungaufPfosten.
Wo mit Rücksicht auf die Örtlichkeit keine verkehrspoli¬

zeilichen Bedenken bestehen, und dies zur leichteren Erkenn¬
barkeit der Straßenschilder notwendig ist, sind die Straßen¬
schilder an Pfosten, die in einiger Entfernung von den Bord¬
steinen auf den Gehwegen zu errichten sind, anzubringen.
Dabei sind die Namen auf beiden Seiten der Straßenschilder
anzugeben. Damit die Namen sich gegenseitig nicht ver¬
decken und von allen Seiten gelesen werden können, dürfen
die Straßenschilder nicht auf derselben Höhe angebracht
werden. In der Regel genügt es, wenn auf übersichtlichen
Kreuzungen mit nicht zu breiten Fahrbahnen nur zwei
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Pfosten aufgestellt werden, die sich schräg gegenüberstehen.
Der Abstand vom Erdboden bis zur Unterkante des unter¬

sten der Straßenschilder darf nicht mehr als 2,20 m betragen.

d) Beschaffenheit.

(1) Die Straßenschilder sind in rechteckiger Form herzu¬
stellen. Die Höhe der Straßenschilder hat 170 mm zu be¬

tragen, ihre Länge hat sich grundsätzlich nach der Länge
des Namens zu richten. Der ganze Straßenname darf nur
einzeilig geschrieben werden; Ausnahmen sind nur aus ganz
besonderen Gründen zulässig. Der Grund der Straßen¬
schilder ist in weißer und die Schrift in schwarzer Farbe als

gerade Blockschrift in Groß- und Kleinbuchstaben auszu¬

führen. Für die Ausführung der Schrift ist das vom Deut¬
schen Normenausschuß aufgestellte, bei der Firma Leuth-
Vertrieb GmbH., Berlin SW 68, erhältliche Normal DIN 1451

maßgebend. Die Höhe der Großbuchstaben hat 100 mm zu

betragen. Die Höhe der Kleinbuchstaben ergibt sich nach
dem Normblatt aus der Höhe der großen, ebenso die Strich¬
dicke und die Abstände zwischen den einzelnen Buchstaben.

Fette Mittelschrift ist zu bevorzugen. Für kurze Wörter ist

fette Breitschrift zu wählen. Für lange Wörter ist Engschrift
mit lichten Weiten zwischen den Strichen von mindestens

Strichdicke zulässig. Auf den Straßenschildern ist das Wort

Straße, wenn es ohne Beeinträchtigung der Schriftdeutlich¬
keit möglich ist, auszuschreiben, andernfalls mit Str str.
abzukürzen. Die großgeschriebenen Umlaute sind nicht durch
Ae, Oe und Ue zu ersetzen; ferner darf das ß nicht durch ss

ersetzt werden. Die auf den Gehwegen an Pfosten angebrach¬
ten Straßenschilder sind in zweckentsprechende, einfach ge¬
haltene Rahmen mit einer lichten Höhe von 170 mm einzu¬

fassen. Einseitig offene Steckrahmen sind zulässig. Der Werk¬
stoff und die Farbe der Straßenschilder müssen licht- und

wetterbeständig sein. Als Werkstoff werden am besten email¬

liertes Eisenblech, Preßstoff, der sich gut bewährt hat, oder
ein gleichwertiger Werkstoff verwendet. Die angegebenen
Maße sind Richtmaße; kleine Abweichungen nach unten
oder oben sind zulässig.

(2) Falls dies zur Erklärung des gewählten Straßen¬
namens erwünscht ist, können über oder unter einem oder

mehreren Straßenschildern besonders kleine Schilder ange¬
bracht werden, auf denen der Name der Straße erläutert ist.

Anlage 2.

Der Reichsminister des Innern. Berlin, den 18. Mai 1942.

Va 5056 111 /42

1003

Umstellung auf Normalschrift.

Im. Nachgang zu meinem RdErl. vom 8. 3.1942 — VI d 208
VIII/41 — 4407 — mache ich darauf aufmerksam, daß die

Fr?ge, ob und inwieweit in Städten mittelalterlichen Ge¬
präges abweichend von der in dem RdErl. vom 8. 3. 1941 mit¬
geteilten Weisung des Führers für Aufschriften, Schilder und
dgl. auch bei Neuherstellungen weiterhin Frakturschrift¬
zeichen angewandt werden können, zur Zeit noch geprüft
wird. Der Herr Reichsminister und Chef der Reichskanzlei

beabsichtigt, bei sich bietender Gelegenheit dem Führer
diese Frage vorzutragen. Bis zur Entscheidung des Führers
kann in derartigen Städten in den gebotenen Fällen auch bei
Neuherstellung von Aufschriften usw. Fraktur angewandt
werden, soweit diese Schriftzeichen sich nach der örtlichen

Baugestaltung dem Bild der betreffenden Straße oder des be¬

treffenden Platzes besser anpassen als Antiquaschriftzeichen.
Daneben bleibt der Grundsatz unberührt, daß vorhandene

Frakturaufschriften auch sonst nicht auf Antiqua umgestellt
zu werden brauchen, da der eingangs erwähnte Erlaß die
Anwendung von Normalschrift vorerst nur für Neuherstel¬
lungen vorschreibt.

An

a) die Landesregierungen,

b) die Reichsstatthalter in den Reichsgauen.

Nachrichtlich an den Deutschen Gemeindetag.

Volkskartei und zweites Kennkartendoppel.
RdErl. d. RMdl. v. 7. 12. 1942-Pol O-VuR R III 3484/42.

1. Nach Nr. 1 Abs. 4 c des RdErl. v. 22. 8. 1942
(MBiiV. S. 1731)') und Nr. 1 Abs. 1 und 2 des RdErl.

v. 28. 10. 1942 (MßliV. S. 2075) fallen zur Vereinfachung
der Geschäfte die für die Volkskartei (Urkartei) be¬
stimmten zweiten Kennkartendoppel bis auf weiteres
weg, soweit es sich nicht um Kennkarten für Juden
handelt. Die bereits angefallenen zweiten
Kennkartendoppel werden, wie ich sehe, von
den Pol.-Behörden bis jetzt nicht ganz einheitlich be¬
handelt. Um eine einheitliche Behandlung sicherzu¬
stellen, ordne ich entsprechend dem schon bisher von
den meisten Pol.-Behörden angewendeten Verfahren an:

Die bei der Volkskartei bereits angefallenen zweiten
Kennkartendoppel werden weiterhin in der früheren
Weise behandelt. Sie werden also auch mit der Volks¬
karteikarte versandt.

2. (1) Demgemäß werden zur Klarstellung in Nr. 1
Abs. 4 c des RdErl. v. 22. 8. 1942 (MBliV. S. 1731) die
Worte: „Ziff. 4 Abs. 1 bis 5" ersetzt durch die Worte:
„Ziff. 4 Abs. 1 bis 4".

(2) Der Text ist sofort handschriftlich zu berich¬
tigen.

3. (1) Nach den in Nr. 1 genannten RdErl. ist für
die Zukunft das zweite Doppel der Kennkarte
(außer für Juden) weggefallen: geblieben aber ist der
Vermerk Kk. (■— hat Kennkarte) unter I linzufügung der
Nr. der Kennkarte (vgl. Nr. 7 des RdErl. v. 5. 11. 1941,
MBliV. S. 1977).

(2) Um in den Fällen, in denen zwar der
aber kein zweites Doppel der Kennkarte vorliegt, Ire
dem etwaigen späteren Versand der Volkskarteikarte
Rückfragen über den Verbleib des Doppels zu vermei
den, ist in diesen Fällen dem genannten Vermerk noch
hinzuzufügen: „ohne Doppel".

4. Die nach Nr. 2 Abs. 1 und 2 des RdErl. v. 28. 10.
1942 (MBliV. S. 2075) bei der Namensänderung
infolge Eheschließung und bei einer Änderung de>
ß e r u f s a r t den Volkskarteibehörden zugehenden
Mitteilungen (Formblattdoppel) sind nach Berichtigung
der Volkskarteikarten und nach Auswertung für die
polizeilichen Melderegister zu sammeln. Nach Ablauf
eines Jahres können diese Formblattdoppel als Alt¬
material verwendet werden.

An die Volkskarteibehörden und ihre Aufsichtsbehörden.

— MBliV. S. 2303.

— BaVBl. S. 67.

>) Vgl. BaVBl. 1942 S. 809

Einrichtung, Behörden, Beamte.
Kassen- und Redl nun g« wesen.

Restpauschvergütung für die zur Feldgendarmerie ein¬
berufenen Gendarmen.

RdErl. d. Mdl. v. 13. 1. 1943 Nr. 1218.

Nach der PDV. 33 Abschn. XV B Ziffer 1 b) erhalten
die Beamten des Gen.-Einzeldienstes bei einem Einsatz
außerhalb des Heimatdienstbezirks von mehr als 7

Tagen von der Heimatbehörde eine Restpauschver¬
gütung von monatlich 9,— MM.

Da Zweifel entstanden sind, ob auch den zur Feld¬
gendarmerie einberufenen Gendarmen, die nicht Kriegs¬
besoldungsempfänger sind, die Restpauschvergütung
von 9,— MJl zu zahlen ist, hat der RF^uChdDtPol. im
RMdl. auf Anfrage wie folgt entschieden:
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„Die zur Feldgendarmerie einberufenen Gendarmen

sind Wehrmachtangehörige. Auf diese finden die Vor¬

schriften der PDV. 33 keine Anwendung. Die Gen¬

darmen erhalten die Restpauschvergütung auf Grund

der Nr. 8 der Anlage 1 zum Runderlaß vom 4. 8. 1937

(MBliV. S. 1381)."

Diese beträgt für alle Gendarmen, die sich nicht im

auswärtigen Einsatz befinden und nach der PDV. 33

abgefunden werden, monatlich 6,— MJl.

An die Landräte.
— BaVBl. S. 68.

Fe uerschul? und Feuerpolizei. Luftschutz

Zusammenziehung des TN.-Bereitschaftsdienstes in LS.-

Orten II. und III. Ordnung bei Fliegeralarm.

RdErl. d. RFffuChdDtPol. im RMdl. v. 28. 12. 1942

— O-Kdo. I RV/L (L 1 a 9) Nr. 19/42.

Bezug : Mein Erlaß v. 21. 2. 1940 (O.-Kdo. RV/L

(LI) 3 Nr. 29/40.

Nach dem o.a. Erlaß, betr. Instandsetzungsdienst in

LS.-Orten IL und III. Ordnung, ist derTN.-Bereitschafts-

dienst in seiner vorhandenen Stärke und Gliederung im

Rahmen des SHD. zu verwenden. Hierzu ordne ich er¬

gänzend an:

Ob Kräfte des TN.-Bereitschaftsdienstes bereits bei

Fliegeralarm oder erst nach dem Luftangriff zusammen¬

treten, bestimmt der örtl. LS.-Leiter.

Die Zahl der ggfs. bei Fliegeralarm an Sammel¬

plätzen zusammenzuziehenden Kräfte des TN .-Bereit¬

schaftsdienstes ist unter Berücksichtigung der sonstigen

Aufgaben der TN. vom örtl. LS.-Leiter unter Beteiligung

des zuständigen TN.-Ortsführers zu bestimmen.

Die Sammelplätze müssen so ausgewählt sein, daß

sowohl die sofortige Einsatzbereitschaft als auch nach

Möglichkeit eine behelfsmäßige Unterbringung der

Männer gewährleistet sind.

— RdErl. d. MdL v. 15. 1. 1943 Nr. 1970.

An die Landräte, Polizeipräsidenten und Polizeidirek¬

toren zur Kenntnis und weiteren Veranlassung.
— BaVBl. S. 6 Q

Statistische Nachweisung im Luftschutz.

RdErl. d. MdL v. 12. 1. 1943 Nr. 2238.

Das Reichspropagandaamt Baden benötigt laufend

Angaben über die bei Luftangriffen eingetretenen Ver¬

luste und über die Zahl der gänzlich zerstörten Ge¬

bäude. Während in der jeweils zu Monatsbeginn mir

vorzulegenden statistischen Nachweisung für den abge¬

laufenen Monat die Verluste (Ziff. 9 des Vordrucks) nach¬

gewiesen werden, enthält der Vordruck keine Angaben
über die z e r s t ö r t e n G e b ä u d e. Es ist daher künf¬

tig (ab 1. 2. 1943) unter Ziff. 2 die Anzahl der total zer¬

störten Gebäude (gleichviel welcher Art) einzutragen.

An die Landräte, Polizeipräsidenten und Polizeidirek¬
toren im Wehrkreis V.

— BaVBl. S. 70

Wehrangelegenheiten. Kriegsschäden. Familienunterhalt.
Lohnausfall bei Fliegeralarm und Fliegerschäden; Ab¬

grenzung des Werkluftscliutzes und erweiterten Selbst¬

schutzes und Erstattung erhöhter Fahrtkosten.

RdErl. d. RMdl. v. 17. 12. 1942 — I Ra 9304/42-245 b.

Nachstehend gebe ich die RdErl. des RAM. und des

GBA. v. 7. 3. (Anl. 1) und 26. 10. 1942 (Anl. 2) zur Be¬

achtung bekannt.

An die Feststellungsbehörden, ihre Aufsichtsbehörden
und die Gemeinden.

Nachrichtlich an alle Pol.-Behörden (außer Sicher-

heitspol.). _ MBliV. S. 2341.

— BaVBl. S. 69

Anlage I.

Erlaß des RAM. v. 7. 3. 1942 über Lohnausfall bei Flieger¬
alarm — Abgrenzung des Werkluftschutzes und erweiterten

Selbstschutzes bei Fliegeralarm — Erstattung erhöhter
Fahrtkosten nach Fliegeralarm.

1. (1) Nach meinem Erl. über Lohnausfall bei Fliegeralarm
v. 19. 6. 1940 (RAB1. S. I 339) und dem Durchf.-Erl. v. 7. 8.
1940 (RAB1. S. 1 424) werden den Betrieben von den Arbeits-

amtern die Vergütungen erstattet, die sie ihren Arbeitern als
Ausgleich für durch Fliegeralarm eintretende Lohnausfälle

zu gewähren haben. Die ausgefallenen Arbeitsstunden, für
che die Erstattung des Reichsstocks für Arbeitseinsatz ein-

t^srnd genau abgegrenzt. In meinem Erl. v. 8. 2. 1941
(kAB . S. 1 88) habe ich ferner ausgeführt, daß bei allen die-

a. mitgliedern, die während des Fliegeralarms ihre
latigkeit oder unmittelbare Arbeitsbereitschaft fortsetzen,

der Anspruch auf Entlohnung weiterbesteht, so daß sie nicht

unter die genannten Regelungen fallen und der Betrieb auch
Keine trstattungsanträge stellen kann. Erstattet werden so¬

mit grundsätzlich nur ausfallende Arbeitszeiten, während
deren die Gefolgschaftsmitglieder zu ihrem eigenen
o c h u t z die Luftschutzräume aufsuchen, nicht Arbeits¬

zeiten, in denen sie weiterhin für den Betrieb tätig sind.

(2) Zu den letzteren Arbeitszeiten gehören auch die
Zeiten, während deren Gefolgschaftsmitglieder zum Luft¬
schutz der Betriebe vom Werkluftschutzleiter oder Betriebs-

luftschutzleiter herangezogen sind. Diese Luftschutz¬
kräfte können schon deswegen keinen Lohnausfall erleiden,
weil ihnen während ihrer Luftschutztätigkeit — soweit sie
während der üblichen Arbeitszeit geleistet wird — der
Rechtsanspruch auf volle Lohnzahlung gegenüber ihrem
Unternehmer verbleibt.

(3) In der Praxis hat es sich überwiegend als unmöglich er¬
wiesen, für die Erstattungen der Lohnausfälle aus dem Reichs¬

stock in einer für die Arbeitsämter nachprüfbaren Weise je¬
weils für den einzelnen Fliegeralarm in den Werken festzu¬
stellen, welche Gefolgschaftsmitglieder tatsächlich zum un¬

mittelbaren Luftschutzdienst herangezogen worden sind und
wie lange diese Heranziehung gedauert hat. Unter den be¬
teiligten Reichsstellen besteht andererseits Einverständnis
darüber, daß diese Kosten des Werkluftschutzes und erwei¬
terten Selbstschutzes den Betrieben aus Mitteln des Reichs¬

stocks nicht zu erstatten sind. Um das Abrechnungsverfahren
der Betriebe mit den Arbeitsämtern zu erleichtern, ordne ich
im Einvernehmen mit dem RMdLuObdL. an, daß ein

Pauschal verfahren für die Abrechnung durchgeführt
wird. Bei der Ermittlung der von den Unternehmern selbst
zu tragenden Bezüge der zum Werkluftschutz oder erweiter¬

ten Selbstschutz herangezogenen Gefolgschaftsmitglieder

wird unterstellt, daß 10 v. H. der Gefolgschaft regelmäßig
im Werkluftschutz bzw. erweiterten Selbstschutz ein¬

gesetzt sind, d. h. daß das Verhältnis der not¬
wendigen Stärke der für den Luftschutzdienst erfor¬

derlichen Einsatzgruppe zur Gesamtgefolgschaft im Durch¬

schnitt 10 v. H. beträgt. Mithin scheiden bei der Erstattung
aus dem Reichsstock für Arbeitseinsatz jeweils 10 v. H. der
Gesamtgefolgschaft schlechthin aus. Es bestehen keine Be¬

denken, daß die Zahl der Gefolgschaftsmitglieder, die wäh¬
rend des Fliegeralarms ihre Tätigkeit oder unmittelbare

Arbeitsbereitschaft z. B. zur Überwachung der Maschinen
oder sonstigen Betriebsanlagen fortsetzen, als von diesem
Pauschsatz miterfaßt anerkannt wird. Wenn ausnahms-
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(7) Soweit Erstattungsanträge im Hinblick auf die schwe¬
bende Regelung der nunmehr entschiedenen Frage noch nicht

erledigt worden sind, bestehen keine Bedenken, daß sie rück¬
wirkend nach diesem Erl. behandelt werden.

II. Es kann der Fall eintreten, daß Gefolgschaitsmitgliedei
nach einem Fliegeralarm deshalb erhöhte Fahrtkosten haben,

weil ihr regelmäßiges Verkehrsmittel nicht mehr verkehlt
oder beschädigt ist oder weil dann ein erhöhter Tarif (z. B.

Nachtangriff) gilt. In aller Regel wird es sich um verhältnis¬
mäßig geringe Summen handeln. Soweit es nicht möglich ist,
den Arbeitern auf andere Weise (z. B. durch Maßnahmen des
Betriebes oder der Gemeinde) die erhöhten Kosten zu er¬
sparen, wobei zunächst auf solche örtliche Regelungen hin¬
gewirkt werden soll, lasse ich zu, daß diese Kosten aus dem

Reichsstock für Arbeitseinsatz gleichzeitig mit den Erstat¬
tungen für Lohnausfälle über die Betriebe miterstattet wer¬
den. Die Betriebe haben auch über diese Erstattungsbeträge

im einzelnen prüfungsfähige Unterlagen zu führen.

Anlage 2.

Der Beauftragte Berlin, den 26. 10. 1942.
für den Vierjahresplan

Der Generalbevollmächtigte
für den Arbeitseinsatz

Vb 7830/19.

Anordnung über Vergütung und Erstattung von Lohnaus¬
fällen bei Fliegeralarm und Fliegerschäden v. 4. 9. 1942 1).

(1) Es ist die Frage an mich herangebracht worden, ob
die Bestimmungen meines Erl. v. 7. 3. 1942 über Abgren¬

zung des Werkluftschutzes und erweiterten Selbstschutzes
bei Fliegeralarm (RAB1. S. I 165 2 ) — Pauschalverfahren —
auf die nunmehr auf Grund meiner Anordnung v. 4. 9. 1942

(RAB1. S. I 397)i) ; n die Regelung der Vergütung und Er¬
stattung von Lohnausfällen bei Fliegeralarm einbezogenen
Angestellten sinngemäß anzuwenden seien.

(2) Die Durchführung des Pauschalverfahrens gegenüber
dem Angestellten würde zu erheblichen technischen Schwie¬
rigkeiten führen, die nicht im Einklang mit der durch diese
Regelung beabsichtigten Vereinfachung des Abrechnungs¬
verfahrens stehen würden. Außerdem müssen die. Unterneh¬

mer ohnehin den Angestellten Arbeitsentgelt und sonstige

Bezüge gewähren, soweit in einem Kalendermonat für den
Angestellten infolge von Fliegeralarm oder Fliegerschaden
oder von beiden nicht mehr als 24 Arbeitsstunden ausgefallen

sind; erst für darüber hinausgehende Arbeitsausfälle tritt die
Erstattung aus dem Reichsstock ein.

(3) Mit Rücksicht darauf ordne ich an, daß die von den
Unternehmern selbst zu tragenden Bezüge der zum Werk¬
luftschutz oder erweiterten Selbstschutz herangezogenen An¬

gestellten als durch die Zahlung des Arbeitsentgelts und der
sonstigen Bezüge für die ersten infolge Fliegeralarms oder
Fliegerschadens ausgefallenen 24 Arbeitsstunden im Kalen¬
dermonat mit abgegolten anzusehen sind. Eine Kürzung der
nach der Anordnung v. 4. 9. 1942 zugelassenen Erstattung

von Vergütungen tritt deshalb bei Angestellten wegen ihrer
Heranziehung zum Werkluftschutz oder erweiterten Selbst¬
schutz in ihrem Betriebe nicht ein.

!) Vgl. RMB1. 1942 S. 212.
2) Siehe vorstehende Anl. 1.

Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen.
Erhebung von Gebühren für baupolizeiliche Geneh¬
migungen zum Wiederaufbau von infolge des Krieges

beschädigten Gebäuden.
RdErl. d. RAM. v. 21. 12. 1942
— IV b 6 Nr. 8699 — 96/42.

Mit Runderlaß vom 22. August 1940 — Bau 2800/15.
7. — hat der Herr Preußische Finanzminister angeord¬
net, daß baupolizeiliche Genehmigungen zur Wieder¬
herstellung von Gebäuden und baulichen Anlagen, die
durch Kriegseinwirkungen beschädigt oder unbenutz¬
bar geworden sind, gebührenfrei zu erteilen sind. Durch

Erlaß vom 12. November 1940 —- IV c 6 Nr. 8700 —
47/40 1) — habe ich den für die übrigen Reichsteile in
Betracht kommenden Behörden nahegelegt, für ihren
Bereich die gleiche Anordnung zu erlassen. Bei dieser
Regelung ist davon ausgegangen worden, daß es dem
Eigentümer eines durch Kriegseinwirkung zerstörten
Gebäudes nicht zuzumuten sei, für die Wiederherstel¬
lung des Schadens auch noch Genehmigungsgebühren
zu entrichten. Andrerseits hat die getroffene Regelung
allerdings dazu geführt, daß den Gemeinden und

weise die Gefolgschaft eines einzelnen Betriebes regelmäßig
am Luftschutzdienst nicht in diesem Umfange beteiligt sein

sollte, so kann der betreffende Betrieb beim zuständigen Luft¬

gaukommando die Festsetzung eines geringeren Anteils be¬
antragen. Diese Festsetzung des Luftgaukommandos ist dann
für das Arbeitsamt maßgebend.

(4) Um eine Überlastung der Betriebe bei der Ausfüllung
der beim Arbeitsamt einzureichenden Erstattungsanträge zu
vermeiden, lasse ich zu, daß der Gesamtbetrag der infolge

eines Fliegeralarms eingetretenen Lohnausfälle der Arbeiter
unter Zugrundelegung eines Durchschnittsstundenlohnes für
den einzelnen Betrieb oder die einzelne Betriebsabteilung er¬
rechnet wird. Dieser Durchschnittsstundenlohn ist aus der
Gesamtsumme der Arbeiter in dem letzten normalen Lohn¬

abrechnungsabschnitt einschl. Mehrarbeits- und Nachtzu¬
schläge, jedoch ohne Sonntagszuschläge, geteilt durch die
Gesamtkopfstärke der Arbeiter und die Zahl der durch¬

schnittlich geleisteten Arbeitsstunden in diesem Lohnabrech¬
nungsabschnitt, zu ermitteln. Wenn Unternehmen laufend
schon für andere betriebliche Zwecke Durchschnittslöhne

feststellen, bestehen keine Bedenken, diese Durchschnitts¬

löhne zugrunde zu legen. Der Durchschnittsstundenlohn des
einzelnen Betriebes oder der einzelnen Betriebsabteilung, ge¬
trennt nach männlichen und weiblichen Arbeitern, ist dann

mit der Kopfzahl der von dem Fliegeralarm betroffenen Ar¬
beiter ("/ der gesamten, in den vom Fliegeralarm betroffe¬
nen Schichten beschäftigten Arbeiter des Betriebes bzw. der
Betriebsabteilung) und der Zahl der durch den Fliegeralarm
ausgefallenen Arbeitsstunden zu vervielfältigen, um den Ge¬

samtbetrag des erstattungsfähigen Lohnausfalles zu er¬
halten.

(5) Zur Erläuterung der Berechnung des Gesamtbetrages
der infolge Fliegeralarms eingetretenen Lohnausfälle nach¬
stehendes Beispiel:

Ein Betrieb beschäftigt 200 Arbeiter bei einer im
letzten normalen Lohnabrechnungsabschnitt durchschnitt¬
lichen Arbeitszeit von 60 Stunden und zahlt an sie in

diesem Lohnabrechnungsabschnitt insgesamt 9600 JMt
Löhne (brutto). Der Fliegeralarm dauert 4 Stunden.

Die Stärke der für den Luftschutzdienst erforderlichen

Einsatzgruppe beträgt 10 v. H. von 200 Arbeitern = 20
Arbeiter, mithin sind beim Erstattungsantrag nur 180
Arbeiter zu berücksichtigen.

Der Durchschnittsstundenlohn der Gesamtgefolg¬

schaft beträgt danach:

(9600 M.M-. 200 = 48 JtJl): 60 = 0,80 JtJi.

Der Lohnausfall dieser 180 Arbeiter infolge des vier¬

stündigen Alarms beträgt:

180 X 0,80 X 4 = 556 JIM.

(6) Das Muster des Erstattungsantrages gemäß meinem
Erl. über „Lohnausfall bei Fliegeralarm; hier: Erstattung
der von den Betrieben aufgewendeten Vergütungen" v. 19. 6.
1940 (RAB1. S. I 339) bleibt im wesentlichen unverändert.

Lediglich die Ziff. II ist durch nachstehende weitere Be¬
stätigung des Betriebes zu ergänzen:

,,d) daß die Ziff. I a berücksichtigten Arbeiter nicht mehr
als 9/, n der gesamten, in der vom Fliegeralarm betroffe¬
nen Schicht beschäftigten Arbeiter des Betriebes bzw.
der Betriebsabteilung ausmachen."
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sonstigen gebührenbezugsberechtigten Stellen ent¬

sprechende Einnahmeausfälle entstanden.

Inzwischen ist nun durch die Kriegssachschäden-

Verordnung vom 30. November 1940 (RGBl. I S. 1547)

insofern eine Änderung der Sachlage eingetreten, als

nach der genannten Verordnung die Genehmigungsge¬

bühren als erstattungsfähige Wiederherstellungskosten

angesehen werden können. Daher werden die eingangs

genannten Anordnungen mit Wirkung vom 1. Januar

1943 ab aufgehoben. Zur Vereinfachung der Verwal¬

tung gilt allgemein der Antrag des Bauherrn auf Er¬

stattung der Baugenehmigungsgebühren bei den Fest¬

stellungsbehörden als gestellt und gleichzeitig auch der

Antrag auf unmittelbare Zahlung der Beträge seitens

der Feststellungsbehörde an die Baugenehmigungsbe¬

hörde. Einer besonderen Benachrichtigung des Bau¬

herrn über die Erhebung einer Baugenehmigungsge¬

bühr bedarf es hiernach nicht. Es ist auch nichts dagegen

einzuwenden, daß, wenn es nach Lage der Umstände

zweckmäßig erscheint, die Baupolizeibehörde im Be¬

nehmen mit der Feststellungsbehörde die Gebührenrech¬

nungen in größeren Zeitabschnitten — z. B. vierteljähr¬

lich — in listenmäßiger Zusammenstellung überreicht.

Sollte es dabei aus besonderen Gründen notwendig wer¬

den, so müßte in dem betreffenden Einzelfall eine ent¬

sprechende Spezifikation nachgeholt werden.
Der Herr Reichsminister des Innern wird die Fest-

Stellungsbehörden hiervon unterrichten und ent¬

sprechend anweisen.

An die Landesregierungen.
- RdErl. d. MdL v. 13.1.1043 Nr. 95 250 Norm. XXII ', 1 '.
Nach Abschn. IV Ziff. 4 b der bad. Baugebührenordnung

vom 8. 9. 1936 (GVB1. S. 131) sind Bauten, bei denen der
Staat mit baren Beihilfen beteiligt ist, gebührenfrei. Ab¬
weichend von dieser Bestimmung der bad. Baugebühren¬
ordnung sind nunmehr für die baupolizeilichen Geneh¬
migungen zur Wiederherstellung von Gebäuden und bau¬
lichen Anlagen, die durch Kriegseinwirkungen beschädigt
und unbenutzbar geworden sind, nach dem vorstehenden
RdErl. d. RAM. Baugebühren zu verrechnen.

An die Baupolizeibehörden.
— BaVBl. S. 71.

Anwendung von Feuerschutzmitte'n zur Schwer-

brennbarmachung von Holz.

RdErl. d. RAM. v. 21. 12. 1942

— IVb 11 Nr. 9540/558/42.

Die meinem Rundschreiben vom 20. 1. 1942 — IV b

11 Nr. 9540/490/4 L) (RAB1. 1942 I S. 62) beigegebene

Liste der Firmen, die zur Herstellung der Einheitsfeuer¬

schutzmittel „FM I" und „FM II" zugelassen sind, wird
unter B für FM II wie folgt ergänzt:

Neu aufzunehmen ist

49) Isolin-Werk Schwartz u. Hintze, Hamburg 1,
Raboisen 96.

Die unter Ziffer 32 und 40 aufgeführten Firmen: Eduard

Lutz u. Cie. in Wien 75, Hausergasse 17/19 und Max

Schellenberg, Berlin NW 87, Waldstr. 36 sind zu
streichen.

An die Landesregierungen — Baupolizeiressorts.
— RdErl. d. Mdl. v. 14. 1. 1943 Nr. 1959.
An die Baupolizeibehörden.

_• - BaVBl. S. 73.
') Vgl. BaVBl. 1942 S. 148.

Zementnormen — DIN 1164 —.

RdErl. d. RAM. v. 30. 11. 1942

— IV b 11 Nr. 9706/35/42.

Die deutschen Normen für Portlandzement, Eisen¬

portlandzement und Hochofenzement DIN 1164 —

vgl. Nr. 12 d. Abschnitts A II meines Rundschreibens

vom 6. 12. 1940 — IV c 4/IV 2 Nr. 8710 — 60/40 1) —

über die Einführung von baupolizeilichen Bestimmungen
— sind vom Deutschen Normenausschuß neubearbeitet

worden.

Die Neufassung vom Juli 1942 wird unter Auf¬

hebung meines Rundschreibens vom 20. 6. 1939

— IV c 4 Nr. 8612 c 28/39-) — RAB1. 1939 S. I 287 -

mit sofortiger Wirkung als Richtlinie für die Baupolizei

eingeführt.

Hierbei nehme ich Bezug auf § 7, 1 der Stahlbeton¬

bestimmungen von 1933 bzw. 1937 3), wonach nur

normalbindender Zement, der den jeweils gültigen, an¬

erkannten deutschen Normen für Zement entspricht, bei
Stahlbetonbauten verwendet werden darf.

Nach den neuen Bestimmungen tritt an die Stelle der

alten Zugfestigkeitsprüfung die Biegezugfestigkeits-

prüfung.

Zu den Prüfungen ist ein Gemisch aus einem Ge¬

wichtsteil des neu eingeführten Normensandes Kör¬

nung I (fein) und zwei Gewichtsteile des alten Normen¬

sandes Körnung II (grob) zu verwenden. Der Wasser¬

zusatz ist zu 0,6 Gewichtsteilen des Zements festgesetzt.
Unterschieden werden drei Güteklassen des Ze¬

ments, und zwar entsprechend den zu erfüllenden Druck¬

festigkeiten nach 28 Tagen Wasserlagerung: Zement

225, Zement 325 und Zement 425. Die gemischte Lage¬

rung fällt fort.

Der zulässige Höchstrückstand ist künftig auf dem

4 900-Maschen-Sieb zu ermitteln und beträgt nur noch

20%.

Der Kochversuch ist neben dem Kaltwasserversuch

zur Feststellung der Raumbeständigkeit vorgeschrieben.

Die neuen Normen können bezogen werden vom

Beuth-Vertrieb GmbH. Berlin SW. 68, Dresdnerstr. 97,

und vom Zement-Verlag, Berlin-Charlottenburg 2,

Knesebeckstraße 30. Der Preis beträgt je Stück 1.— MJl.

Mengennachlässe werden gewährt bei 25 Stück 5 %, bei

50 Stück 10 %, bei 100 Stück und mehr 15 %.

Ferner verweise ich auf die Ausführungsbestim-

mungen für die Dauernde Überwachung der Zement¬

werke gemäß § 7 der Deutschen Normen für Portland¬

zement, die im Reichsverkehrsblatt Nr. 15 vom 16. Juli
1942 S. 160/61 veröffentlicht sind.

Die neuen Zementnormen werden im Reichsver¬

kehrsblatt, im Zentralblatt der preußischen Bauverwal¬

tung und in verschiedenen technischen Fachblättern be¬

kannt gegeben.
An die Landesregierungen — Baupolizeiressorts.
— RdErl d. Mdl. v. 14. 1. 1943 Nr. 1761 Norm. XXII .
Den Baupolizeibehörden geht ein Stück der neuen

Zementnormen gesondert zu. Wegen des Bezugs weiterer
Stücke verweise ich auf den oben veröffentlichten RdErl. d.
RAM.

An die Baupolizeibehörden. BaVBl. S. 74.

*) Vgl. BaVBl. 1941 S. 443 und Baurechtl. Bestimmungen
S. 1032.

") Vgl. Überdruck-RdErl. v. 5. 7. 1939 Nr. 59 023.
:i) Vgl. die Bestimmungen des Deutschen Ausschusses

für Eisenbeton (Stahlbeton) vom April 1937.
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Volksgesundheit.
Allgemeines.

Durchführung der Röntgen-Reihenuntersuchungen.

RdErl. d. Mdl. v. 18. 1. 1943 Nr. 3844

— Allg. Akten Q III.

Der Reichsgesundheitsführer hat unterm 24. 11. 1942

folgende Anordnung erlassen:

Im Kampf gegen die Tuberkulose haben sich die

Röntgen-Reihenuntersuchungen mit dem Schinnbildge¬

rät als das beste Mittel zur Erfassung der Lungentuber¬

kulose in der Volksgemeinschaft erwiesen. Zur Sicher¬

stellung der planmäßigen Durchführung dieser Aufgabe

erlasse ich folgende Anordnung:

Volksuntersuchungen mit dem Röntgen-Reihenbild-

ner erfolgen grundsätzlich durch den ^-Röntgensturm-

bann. Unter den Begriff dieser Volksuntersuchungen

fällt jede Untersuchung größerer Wohngemeinschaften,

insbesondere ganzer Gaue oder von Städten und
Kreisen.

Für die verantwortliche Durchführung dieser Auf¬

gaben habe ich in meiner Dienststelle die „Einsatz¬

gruppe für Volksröntgenreihenuntersuchungen" gebil¬

det. Sie besteht aus den Parteigenossen Dr. B 1 o m e ,

Dr. Walter und Dr. H o 1 f e 1 d ex. Die Einsatzgruppe

prüft die Voraussetzungen für die Einsetzung des ii-

Röntgensturmbannes, sie trifft die Vorbereitungen für

die Untersuchungen und überwacht dieselben. Volks¬

untersuchungen bedürfen in jedem Falle der Genehmi¬

gung meiner Einsatzgruppe.

Volksuntersuchungen sind nicht:

1. Reihenuntersuchungen bestimmter gefährdeter oder

gefährdender Bevölkerungskreise (z. B. Schulkinder,

Lehrer, Friseure, Gaststättenangestellte) durch die

Gesundheitsämter;

2. Umgebungsuntersuchungen bei Krankheits- oder

Verdachtsfällen durch die Gesundheitsämter;

3. Reihenuntersuchungen von Gliederungen der Partei

innerhalb ihrer Einheiten, Gefolgschaftsuntersuchun¬

gen in Werken, Behörden usw. Sie dürfen auf dem

parteilichen Sektor nur im Einvernehmen mit dem

zuständigen Gauamtsleiter des Amts für Volksge¬

sundheit der NSDAP., auf dem zivilen Sektor nur im
Einvernehmen mit dem Leitenden Medizinalbeamten

beim Reichsstatthalter (Landesregierung) bzw. beim

Oberpräsidenten erfolgen. Gauamtsleiter und Leiten¬
der Medizinalbeamter haben sich dabei des Bezirks¬

leiters des Reichs-Tuberkulose-Ausschusses zu be¬

dienen. Er hat insbesondere dafür zu sorgen, daß alle

an der Tuberkulosebekämpfung beteiligten Stellen,

insbesondere die Tuberkulosefürsorgestellen der Ge¬

sundheitsämter, vor Beginn der Aktion alle Vorbe¬

reitungen getroffen haben, um die so entdeckten'

Tuberkuloseerkrankten und -verdächtigen nachunter¬

suchen und betreuen zu können. Weiter ist erforder¬

lich, daß alle Möglichkeiten zu geeigneten Absonde-

rungs- und Heilmaßnahmen vorgesehen sind.

Meine Einsatzgruppe für Volksröntgenunter¬

suchungen ist im Sinne dieser Anordnung laufend

zu unterrichten.

Anschrift: Der Reichsgesundheitsführer

— Einsatzgruppe für Volksröntgenunter-

suchungen — Berlin W 35, Tiergarten¬

straße 15.

Meine Anordnung Nr. I über die Einheitliche Len¬

kung von Tuberkulose-Röntgen-Reihenuntersuchungen

(veröffentlicht in: ,,Die Gesundheitsführung" 1941,

Heft 1, S. 32, sowie im Reichsverfügungsblatt der

NSDAP, vom 5. 2. 1941, S. 12) hebe ich hiermit auf.

An die Staatl. Gesundheitsämter.
BaVBl. S. 75.

Veterinärangelegenheiten.
Bekämpfung der Bienenseuchen.

RdErl. d. Mdl. v. 19. 1. 1943 Nr. 92 805

LdR. Norm. XXXVI, RVetR.: Gen. 6 c.

Vom 1. Januar 1943 an werden die Entschädigungs¬

sätze für Bienenvölker, die auf polizeiliche Anordnung

getötet oder behandelt worden sind, wie folgt festge¬

setzt:

I. Entschädigungssätzefür getötete

Bienenvölker:

Für je 100 Gramm tote Bienen . . 1,50

für eine Reinzuchtkönigin .... 5,— OlJl

Das Gewicht der getöteten Bienen ist vom Bienen¬

sachverständigen durch Wägen oder durch Abmessen

festzustellen. Erfolgt die Feststellung durch Abmessen,

so ist für 1 Liter Bienen ein Gewicht von 400 Gramm

(für 2V2 Liter ein Gewicht von 1 Kilogramm) in Rech¬

nung zu stellen.

II. Entschädigungssätze für vernichtete

Waben :

1) bei einer Wabenfläche bis zu 400 qcm für

jede Wabe 0,30 4M

2) bei einer Wabenfläche von über 400 und

unter 800 qcm für jede Wabe .... 0,40 M

3) bei einer Wabenfläche von 800 und mehr

qcm für jede Wabe 0,50 M

Die Entschädigungssumme für ein vernichtetes Bie¬

nenvolk nebst Königin und Waben darf den Betrag von

insgesamt 35 MJL nicht überschreiten.

Bei Anwendung des Kunstschwarmverfahrens

kommt eine Entschädigung nur für vernichtete Waben in

Betracht.

Die Entschädigungssumme für vernichtete Vorrats¬

waben ist vom Bienensachverständigen nach Ziff. II 1)

bis 3) besonders zu ermitteln und in die Niederschrift

getrennt aufzunehmen.



77 BaVBl. 1943 Nr. 3 78

Die gleichen Entschädigungssätze sind anzuwenden
in den Fällen, in denen Bienenvölker, die auf polizeiliche
Anordnung mit dem Frow'schen oder einem anderen
zugelassenen Mittel behandelt werden, eingehen.

III. VorlagederNiederschrift.
Die Niederschrift über die Ermittlung der Entschädi¬

gungssumme hat der Bienensachverständige dem zustän¬
digen Landrat (Polizeipräsident, Polizeidirektor) vorzu¬
legen.

Der Landrat (Polizeipräsident, Polizeidirektor) legt
die geprüfte und gegebenenfalls berichtigte Niederschrift
mit dem vorgeschriebenen Bestätigungsvermerk ver¬
sehen dem Minister des Innern (Tierseuchenkasse) zur
Auszahlungsanordnung vor.

Wohlfahrtspflege u
Reichszuschüsse für Kleinrentner.

RdErl. d. Mdl. v. 18. 1. 1943 Nr. 2027.

Die Mittel zur Leistung der Reichszuschüsse an die
Kleinrentner werden von mir allmonatlich überwiesen,
ohne daß künftig eine Geldbedarfsanmeldung vorgelegt
wird. Meine RdErl. vom 28. 1. 1942 Nr. 4888 und 9. 3.
1942 Nr. 22270 werden in dieser Beziehung hiermit auf¬
gehoben.

An die Wohlfahrtsämter.
— BaVBl. S. 77.

Vereinfachung der Verwaltung; hier:
Befreiung von der Grundsteuer (§ 4 Ziff. 7 GrStG. 1),

§§ 12, Hund 15 GrStDVO. 2)).

RdErl. d. RMdl. u. d. REM. v. 17. 12. 1942
— IV J I 72/42-8447 u. L 1106-76 III.

Wir übertragen gemäß Nr. II der Anordnung zur
Entlastung der Verwaltungsbehörden bei der Verwal¬
tungsdurchführung und Verwaltungsaufsicht v. 19. 3.

Von dem neuen Muster der Niederschrift (Anlage D)
wird eine angemessene Anzahl zur Ausgabe an die Bie¬
nensachverständigen k. H. übersandt. Weiterer Bedarf,
der jedoch nicht für längere Zeit bemessen werden soll,
ist bei meiner Expeditur anzufordern.

Auch eine begrenzte Zahl von Abdrucken dieses
RdErl. wird k. H. übermittelt zur Ausfolgung an die vor¬
handenen Bienensachverständigen. Wegen des be¬
schränkten Vorrates an Abdrucken müssen Nachtestel¬
lungen auf den wirklichen Bedarf begrenzt werden.

An die Landräte, Polizeipräsidenten, Polizeidirektoren
und die Regierungsveterinärräte. — Nachrichtlich
durch Abdruck dem Institut für Bienenkunde in Frei¬
burg.

— BaVBl. S. 75

d Jugendwohlfahrt.
1942 (MBliV. S. 581) in Abänderung von Abs. 2 Satz 3
und Abs. 4 des RdErl. v. 22. 11. 1937 (MBliV. S. 1813;
RStBl. S. 1218)2) die Erteilung der Anerkennung für die
in diesem RdErl. näher gekennzeichneten Einrichtungen
bis auf weiteres auf die Reg.-Präs. und den Stadtpräs, der
Reichshauptstadt Berlin, für die Reichsgaue ohne Reg.-
Bezirke auf die Reichsstatthalter und für die Länder ohne
Reg.-Bezirke auf die Landesregierungen. Diese Behörden
haben die Entscheidung, wenn sie dem Antrag ent¬
sprechen wollen, im Einvernehmen mit dem zuständigen
Oberfinanzpräs, zu treffen. Über die nach § 12, § 14
oder § 15 GrStDVO.-) ausgesprochene Anerkennung ist
für den Grundeigentümer und das zuständige Finanzamt
je eine Bescheinigung auszustellen.

An die Gemeindeaufsichtsbehörden, Gemeinden und Gs?
meindeverbände. — MBliV. S. 2343.

— BaVBl. S. 77

') Vgl. RGBl. 1936 I S. 986.
2) Vgl. RGBl. 1937 I S. 733.
3) Vgl. BaVBl. 1937 S. 1351.

— Abschnitt 2. —

Allgemeine Verwaltungssachen.
Einbanddecken für das Ministerialblatt für die Badische

innere Verwaltung.

RdErl. d. Mdl. v. 18. 1. 1943 Nr. 3856.

Zum Jahrgang 1942 des Ministerialblattes für die
Badische innere Verwaltung werden, wie im Vorjahr,
eigens dafür gefertigte und ausgestattete Einbanddecken
ausgegeben, die bis spätestens 30. Januar 1943 bei der
Südwestdeutschen Druck- und Verlagsgesellschaft
m.b.H. in Karlsruhe, Karl-Friedrichstraße 6, zum Preise
von 70 je Stück zuzüglich 40 Versandspesen be¬
zogen werden können. Die Decken werden umgehend
versandt. Mit dem Einbinden selbst sind nach Erschei¬
nen des Sachverzeichnisses, das zwischen Titelblatt und
Nummer 1 zu binden ist, tunlichst die örtlichen Buch¬
bindereien zu beauftragen.

Jede staatliche Dienststelle hat mindestens ein Stück
des Ministerialblattes einbinden zu lassen. Die Kosten
für den Bezug der Einbanddecken und das Einbinden
sind aus dem Amtskostenkredit zu bestreiten.

Den nichtstaatlichen Dienststellen wird entsprechen¬
des Vorgehen empfohlen.

— BaVBl. S. 77

Amtsregistraturordnung.

RdErl. d. Mdl. v. 19. I. 1943 Nr. 3180.

Wie im RdErl. vom 28. 12. 42 (BaVBl. S. 1123) er¬
wähnt, ist gelegentlich der Erhebungen über die Füh¬
rung des Geschäftstagebuchs angeregt worden, die
Rubrikenordnung für die Amtsregistraturen zu ergänzen
und zu ändern.
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Seit dem Erscheinen der Amtsregistraturordnung

wurde die Rubrikenordnung nur wenig umgestaltet. Im

Laufe der Zeit ist aber bei den Landrätsämtern durch

Zuweisung neuer Aufgaben vielerlei Schriftgut entstan¬

den, das in der Rubrikenordnung schwierig unterzu¬

bringen ist, weil hierfür entsprechende Rubriken fehlen.

Zumeist wurden die neu angewachsenen Akten unter

Rubriken mit verwandten oder ähnlichen Sachgebieten

behelfsmäßig untergebracht. Soll der einheitliche Auf¬

bau der Amtsregistraturen indessen mit der Zeit nicht

nachteilig beeinträchtigt werden, erscheint es angezeigt,

für die neuen Sachgebiete, über deren Einreihung Zwei¬

fel bestehen, neue Rubriken oder Unterrubriken zu

bilden. Diese Ergänzung der Rubrikenordnung soll aber

über das unumgänglich notwendige Maß nicht hinaus¬

gehen. Größere Änderungen und Umstellungen, die um¬

fangreiche Ordnungsarbeiten in den Registraturen im

Gefolge hätten, müssen bei der Personalverknappung

und der starken Belastung der Ämter während des Krie¬

ges unterbleiben.

Da sich von hier aus nicht ohne weiteres übersehen

läßt, für welche Sachgebiete neue Rubriken und Unter¬

rubriken oder Änderungen im Rahmen der jetzigen Ord¬

nung notwendig erscheinen, ersuche ich, mir unter An¬

schluß eines Verzeichnisses der in Frage kommenden

Akten mit Angabe von Betreff und bisheriger Rubrik ge¬

eignete Vorschläge durch die Landeskommissäre (Frist

bei diesen 15. März) vorzulegen. Die Landeskommissäre

bitte ich, zu den Berichten zusammenfassend Stellung zu

nehmen und mir unter Beifügung eigener Anregungen

bis I. April Vortrag zu erstatten.

An die Landräte und Landeskonnnissäre.

BaVBl. S. 78.

Polizeiverwaltung.
Einrichtung, Behörden, Beamte.

Verpflegung, Bekleidung, Ausrüstung, Unterkunft ,

Ausbildung.

Brennzünder 39.

RdErl. d. Mdl. v. 19. 1. 1943 Nr. 2458.

Nach Mitteilung der Polizeischule für Technik und

Verkehr vom 8. 1. 43 — Z./Az. 18 31 /42 — gibt es zwei

Arten von Brennzündern 39, die auf den Packschachteln

mit der Aufschrift „Brennzünder 39" und „Brennzünder

39 (umg.)" bezeichnet sind. Der Bz. 39 ist nur für Nebel¬

handgranaten zu verwenden. Bei Verwendung der Bz. 39

für Stielhandgranaten ragt die eingesetzte Sprengkapsel

um etwa 7 mm mehr aus der Bohrung des Bz. 39 heraus

als bei dem Bz. 39 (umg.). Beim Aufschrauben des Topfes J

auf den Stiel wird zwangsläufig die in einem Bz. 39 ein¬

geführte Sprengkapsel zusammengepreßt.

Zur Vermeidung von Unglücksfällen sind Bz. 39

außer für Nebelhandgranaten auf keinen Fall weiter zu

verwenden, sondern umgehend an die Polizeischule für

Technik und Verkehr — Zeugamt — Berlin, Golßener-

straße, zum Umtausch einzusenden. Nach Eingang er¬

folgt Ersatzzuweisung.

Ich ersuche, etwaige Bestände unverzüglich darauf¬

hin untersuchen zu lassen.

An die Landeskommissäre, Polizeipräsidenten, Polizei¬

direktoren und Landräte mit Staatspolizei.

BaVBl. S. 79

Veterinärangelegenheiten.
Maul- und Klauenseuche in Baden.

RdErl. d. MdL v. 19. 1. 1943 Nr. 4034.

Seit der Veröffentlichung vom 12. 1. 1943 (BaVBl.

S. 59) ist die Maul- und Klauenseuche in Baden in keiner

Gemeinde ausgebrochen.

Am 19. Januar 1943 war in Baden folgende Gemeinde

verseucht:

LandkreisBruchsal : Neuthard.

Die Seuche ist erloschen in:

LandkreisEmmendingen : Denzlingen,

StadtkreisMannheim : Sandhofen;

im Elsaß folgende 10 Gemeinden:

LandkreisGebweiler: Pfaffenheim,

LandkreisKolmar: Winzenheim,Wettolsheim,

Sulzern,

Landkreis Rappertsweiler: Gemar, Ro¬

dern, Illhäusern, Ammerschweier, Ostheim, Kienzheim

An die Landräte, Polizeipräsidenten, Polizeidirektoreii.

die Regierungsveterinärräte, das Tierhygienische Institut
und die Gemeinden.

BaVBl. S. 79.
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